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Abstract: Dieser Artikel soll Diskussionsanstçße in Bezug auf die Umsetzung

der „EU-Dienstleistungsrichtlinie“ geben, da derzeit noch zu wenig
�ber dieses aktuelle Thema çffentlich diskutiert wird. Grunds�tzlich
soll die Frage gekl�rt werden: „Was kann und soll die EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie leisten?“. Die EU-Dienstleistungsrichtlinie ist ein
wichtiger Bestandteil der Lissabon-Strategie. Bei ihr geht es um die
�berwindung aller intern bestehenden Barrieren, die Fçrderung der
Gleichheit zwischen den EU-Mitgliedstaaten und um die Wett-
bewerbsvereinfachung. Die Dienstleistungsrichtlinie bietet f�r die
Verwaltung aber auch die Chance die vorhandenen Strukturen zu
hinterfragen sowie �berfl�ssiges und Veraltetes wegzulassen, um f�r
die Wirtschaft, die çffentliche Verwaltung und die B�rgerInnen jene
Services zu etablieren, die den europ�ischen Wirtschaftsraum im All-
gemeinen und den çsterreichischen Wirtschaftsraum im Besonderen
st�rken.

1. Auswirkungen & Geltungsbereich

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie wurde am 12. Dezember 2006 beschlos-
sen. Sie dient vor allem der Umsetzung der Lissabon-Strategie. Diese wurde
auf einem Sondergipfel der europ�ischen Staats- und Regierungschefs im
M�rz 2000 in Lissabon verabschiedet. Mit Hilfe der Lissabon-Strategie soll
die EU bis 2010 zum „wettbewerbsf�higsten und dynamischsten wissens-
gest�tzten Wirtschaftsraum der Welt heranwachsen“ (vgl. Punkt 4 Erw�-
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gungsgr�nde zur Dienstleistungsrichtlinie)1. Einige Bestimmungen in
Gesetzen der EU-Mitgliedstaaten stehen diesem Ziel jedoch entgegen (vgl.
Punkte 1 und 2 Erw�gungsgr�nde zur Dienstleistungsrichtlinie).

Hauptziele der EU-Dienstleistungsrichtlinie sind der Abbau von b�rokra-
tischen und zwischenstaatlichen Hemmnissen, die Fçrderung des grenz-
�berschreitenden Handels mit Dienstleistungen sowie die optimale Unter-
st�tzung der Dienstleister und der Dienstleistungsempf�nger. Diese Ziele
sollen unter anderem durch die Pr�fung und Bewertung des f�r Dienstleis-
ter geltenden Rechts sowie durch �berdenken des bestehenden Verfahrens-
und Informationsrechts erreicht werden. Ferner soll durch die Schaffung
eines einheitlichen Ansprechpartners sowie durch die Sicherstellung einer
durchg�ngigen elektronischen Abwicklung von Verfahren und Formalit�-
ten zur Aufnahme und Aus�bung der Dienstleistungst�tigkeit eine Erleich-
terung bewirkt werden.

Ausl�ndische Dienstleister kçnnen sich im Inland an den einheitlichen
Ansprechpartner (EAP) als Single Contact Point wenden. Der EAP wickelt
alle dienstleistungsbezogenen Verfahren und Formalit�ten behçrden�ber-
greifend, im Sinne eines One-Stop-Government, ab. Durch den EAP wird
auch das Recht auf Information in elektronischer Form gew�hrleistet.

Eine durchg�ngige elektronische Verfahrensabwicklung gew�hrleistet,
dass Dienstleister und Behçrden alle Formalit�ten und Bescheide IT-ge-
st�tzt auch aus der Ferne erledigen kçnnen; dies soll die Aufnahme und
Aus�bung der Dienstleistung erleichtern (vgl. Artikel 8 des Kapitels II „Ver-
waltungsvereinfachung“ der Dienstleistungsrichtlinie).

Ein weiterer Kern der EU-Dienstleistungsrichtlinie ist der Abbau von
b�rokratischen Hindernissen bez�glich des grenz�berschreitenden Dienst-
leistungsverkehrs und der Niederlassungsfreiheit zur Gew�hrleistung eines
leistungsf�higen Binnenmarktes. Auch die Genehmigungsvermutung soll
eine Entlastung der Verwaltung bewirken (vgl. Punkt 43 Erw�gungsgr�nde
zur Dienstleistungsrichtlinie). Des Weiteren soll ein „Normenscreening“
die Harmonisierung des materiellen Rechts durch �berpr�fung des natio-
nalen Rechts hinsichtlich der �bereinstimmung mit den Grunds�tzen der
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit erleichtern.

Die St�rkung der europ�ischen Verwaltungszusammenarbeit ist ein wei-
terer wichtiger Punkt der EU-Dienstleistungsrichtlinie (vgl. Kapitel VI „Ver-
waltungszusammenarbeit“ der Dienstleistungsrichtlinie). Mit dem Internal
Market Information System (IMI) – der europ�ischen Amtshilfe – wird eine
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elektronische Kommunikationsplattform geschaffen, �ber welche Informa-
tionen in der jeweilig notwendigen europ�ischen Sprache bereitgestellt
werden.

Generell gilt, dass die EU-Dienstleistungsrichtlinie auf alle Dienstleistun-
gen Anwendung findet, außer jene, die explizit ausgenommen sind. Welche
T�tigkeiten durch die Dienstleistungsrichtlinie abgedeckt werden, kann in
Artikel 2 „Anwendungsbereich“ der Dienstleistungsrichtlinie nachgelesen
werden. Ausnahmeregelungen bestehen f�r Dienstleistungsgruppen, die
nichtwirtschaftliche T�tigkeiten von allgemeinem Interesse, Finanzdienst-
leistungen, Dienstleistungen und Netze der elektronischen Kommunikati-
on, Verkehrsdienstleistungen, Dienstleistungen von Leiharbeiteragenturen,
Dienste im Gesundheitswesen, audiovisuelle Dienste und Rundfunkdienst-
leistungen bereitstellen. Ob eine Dienstleistung, die ein Mitgliedstaat als
von allgemeinem Interesse erachtet, wirtschaftlicher oder nicht-wirtschaft-
licher Natur ist, muss auf der Grundlage der Rechtsprechung des Europ�i-
schen Gerichthofes entschieden werden. Jedenfalls wird es den Mitglied-
staaten nicht mçglich sein, alle Dienstleistungen in einem bestimmten
Bereich, wie zum Beispiel alle Dienstleistungen im Bildungsbereich, als
nicht-wirtschaftliche Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu be-
trachten. Des Weiteren werden Gl�cksspielaktivit�ten, mit der Aus�bung
çffentlicher Gewalt verbundene T�tigkeiten, soziale Dienstleistungen im
Zusammenhang mit Sozialwohnungen, der Kinderbetreuung und der
Unterst�tzung von Familien und dauerhaft oder vor�bergehend hilfs-
bed�rftigen Personen, private Sicherheitsdienste sowie T�tigkeiten von
Notaren und Gerichtsvollziehern, die durch staatliche Stellen bestellt wer-
den, aus dem Anwendungsbereich ausgenommen.

2. Realisierungsmçglichkeiten

Momentan steht noch nicht genau fest, wie die EU-Dienstleistungsricht-
linie umgesetzt werden soll. Die mçgliche Bandbreite ist vielf�ltig; bei-
spielsweise kçnnte die Richtlinie „nur“ f�r ausl�ndische Dienstleister
umgesetzt werden. Auch besteht die Mçglichkeit der Umsetzung f�r aus-
l�ndische und inl�ndische Dienstleister. Ein weiterer Punkt betrifft die
Auswirkung der EU-Dienstleistungsrichtlinie auf Drittl�nder. Was passiert,
wenn ein weltweit agierender Elektronikkonzern eine weitere Niederlas-
sung in �sterreich erçffnen mçchte? Soll die EU-Dienstleistungsrichtlinie
dann auch f�r dieses Unternehmen gelten? Kann es �berhaupt Sinn
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machen, Drittl�nder anders zu behandeln – auch wenn keine Verpflichtung
zur Anwendung der Dienstleistungsrichtlinie besteht?

Ein weiterer Ansatz zur umfassenden Verwaltungsvereinfachung f�r alle
in- und ausl�ndischen Dienstleister stellt die Umsetzung der Richtlinie im
Sinne einer vernetzten Verwaltung dar. Wichtig ist es, eine Vision zu haben,
wie die Verwaltung der Zukunft aussehen soll. Genau so wichtig wie eine
Strategie zu entwickeln, ist die Umsetzung dieser Vision durchzuf�hren.

Die Implementierung der EU-Dienstleistungsrichtlinie erfolgt auf ver-
schiedenen Ebenen: der politischen, rechtlichen, organisatorischen und
der technischen Ebene. Auf politischer Ebene ist eine gemeinsame Aktion
von Bund und L�ndern unentbehrlich. Zudem muss ein Reformschub von
dieser Ebene ausgehen und getragen werden. Das Normenscreening erfolgt
haupts�chlich auf der rechtlichen Ebene. Innerhalb der organisatorischen
Ebene erfolgt die Organisation des Ablaufes der Umsetzung sowie die
Gestaltung der Prozesse. Auf der technischen Ebene m�ssen Lçsungen f�r
die bestehenden Probleme gefunden werden. Zur Umsetzung bzw. zur Kon-
sensfindung stehen momentan (J�nner 2008) noch zwei Jahre zur Ver-
f�gung. F�r die verbleibenden zwei Jahre muss klargestellt werden, was
umgesetzt werden kann. Mindestens m�ssen die Voraussetzungen der
Dienstleistungsrichtlinie erf�llt werden. Positiv w�re es, wenn zus�tzliche
Leistungen implementiert und ein Fortschritt in Richtung einer vernetzten
Verwaltung damit verbunden werden kçnnte.

3. Der einheitliche Ansprechpartner

Jeder EU-Mitgliedstaat kann „seinen“ einheitlichen Ansprechpartner selbst
gestalten und dadurch die Aufgaben festlegen, die dieser erf�llen soll bzw.
die F�lle bestimmen, f�r die er haftet. Zum gegenw�rtigen Informations-
stand (J�nner 2008) wird in �sterreich daran gedacht, dass die �mter der
Landesregierung einheitliche Ansprechpartner werden. Generell soll der
einheitliche Ansprechpartner gew�hrleisten, dass die Dienstleister zentral
�ber eine Stelle Informationsabfragen, Antragstellungen, Verfahrensab-
wicklungen, Genehmigung oder Ablehnung und Zustellung abwickeln kçn-
nen. Durch den einheitlichen Ansprechpartner m�ssen alle dienstleis-
tungsbezogenen Verfahren und Formalit�ten elektronisch abgewickelt
werden kçnnen. Die einzelnen Mitgliedstaaten kçnnen entscheiden, ob sie
mehrere einheitliche Ansprechpartner einrichten mçchten, beispielsweise
einen f�r jeden unterschiedlichen Sektor der Wirtschaft, nicht jedoch in
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Abh�ngigkeit von Zust�ndigkeitsgrenzen der Verwaltung. Auch steht den
Mitgliedstaaten frei, welche Einrichtungen (Behçrden, Kammern, private
Betreiber) die Aufgaben des/der einheitlichen Ansprechpartner(s) �berneh-
men und ob diese(r) eine rein koordinierende Rolle, d. h. keine Entschei-
dungsbefugnisse �bernimmt oder ob bestimmte Entscheidungsbefugnisse
auf ihn �bertragen werden.

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie gew�hrt dem Dienstleister ein Recht auf
elektronische Verfahrensabwicklung und ein Recht auf Information �ber
den EAP. Das Recht auf Abwicklung seines Verfahrens direkt bei der
zust�ndigen inl�ndischen Behçrde sowie das Recht auf Information von
den zust�ndigen Behçrden bleibt erhalten. Der Dienstleister hat demnach
die Entscheidungsfreiheit, seine Verfahren entweder bei der zust�ndigen
Behçrde oder �ber den einheitlichen Ansprechpartner abzuwickeln. Funk-
tionieren kçnnte die Umsetzung dieser Entscheidungsfreiheit beispiels-
weise mittels Shared-Services. Außerdem kçnnten Informationen �ber
Gesetze und Rechtsbehelfe, Zust�ndigkeiten und Verfahren, Register, Ver-
b�nde und Organisationen auf einem zentralen Portal bereitgestellt werden.
�ber dieses Portal kçnnte auch die Verfahrensabwicklung zwischen allen
Betroffenen erfolgen.

Dem einheitlichen Ansprechpartner obliegen folgende Zust�ndigkeiten:
Er ist betraut mit der Abwicklung aller Formalit�ten und Verfahren, um
die Aus�bung der Dienstleistungst�tigkeit zu ermçglichen. Dies umfasst
die Verfahren im Vorfeld, aber auch alle Verfahren w�hrend der gesamten
Dauer der Dienstleistungserbringung. Der einheitliche Ansprechpartner ist
verpflichtet Informationen �ber die imMitgliedstaat geltenden Anforderun-
gen dem potentiellen Dienstleister bereitzustellen. Auch Informationen
�ber Verb�nde und Organisationen, die beraten und unterst�tzen sowie
Informationen �ber die bei Streitf�llen zur Verf�gung stehenden Rechts-
behelfe sollte er anbieten. Der einheitliche Ansprechpartner ist zust�ndig
f�r die Entgegennahme von Antr�gen und Unterlagen, die Weiterleitung
an die zust�ndigen Behçrden sowie f�r die Termin�berwachung und Inter-
vention. Ferner muss er Informationen �ber alle erforderlichen Schritte
bereitstellen, die Vermittlung zu den zust�ndigen Stellen managen sowie
dem Dienstleister unterst�tzend und beratend zur Seite stehen. Um dies
ad�quat umzusetzen zu kçnnen, muss das reine Zust�ndigkeitsdenken um
ein prozessorientiertes, organisations�bergreifendes Denken erg�nzt wer-
den. Des Weiteren muss das Front Office mit Informationsfunktionen und
das Back Office mit Transaktionsfunktionen ausgestattet werden. Wichtig
sind die gesamte Vernetzung der Verwaltung und eine Lçsungsfindung f�r
die geteilten Zust�ndigkeiten. Wichtige Voraussetzungen, die die Umset-
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zung unterst�tzen sind Prozesszerlegung und Vernetzung sowie Informati-
onsteilung �ber zentrale Register.

Wie schon erw�hnt hat der Dienstleister das Recht, nur mit dem einheit-
lichen Ansprechpartner zu kommunizieren oder direkt mit den Genehmi-
gungsbehçrden. Er hat das Recht, innerhalb des Verfahrens den Ansprech-
partner zu wechseln. In diesem Kontext m�ssen folgende Fragen gekl�rt
werden: Wie weiß einer vom anderen?, Wie kann die Implementierung der
verschiedenen Mçglichkeiten funktionieren?, Welche Rechte und Pflichten
bestehen?, Wie kçnnen die unterschiedlichen Zust�ndigkeiten f�r die/den
einheitlichen Ansprechpartner implementiert werden?, Ist es sinnvoll,
mehrere bzw. spezielle einheitliche Ansprechpartner zu generieren? Zur
Kl�rung dieser Fragen m�ssen sowohl Rechtsinformatiker als auch Per-
sonen aus den unterschiedlichen Umsetzungsebenen einbezogen werden.
Bei der Lçsungsfindung sowie bei der Umsetzung sollte sich auch die
Wissenschaft einbringen. Die konkrete Ausgestaltung der Zust�ndigkeiten
erfolgt durch den nationalen Gesetzgeber. Sie ist jedoch noch vçllig offen.

Generell muss festgelegt werden, wie weit soll gegangen werden, wer darf
Antr�ge als Vermittler annehmen und ob Servicestellen mehr als die von
der EU-Dienstleistungsrichtlinie geforderten Leistungen erbringen sollen.
Die wichtigsten Verwaltungsprozesse sollten betrachtet werden, um heraus-
zufinden, wer in den einzelnen Prozessen involviert ist und wie diese Pro-
zesse ver�ndert werden kçnnten. Von den Prozessen her sind Kriterien und
Formen der Arbeitsteilung neu zu bestimmen. Werden Prozessmodule auf
unterschiedliche Tr�ger verteilt, dann durchbricht dies die veralteten Silo-
strukturen. Serviceorientierte Architekturen (SOA) stellen hierzu eine
Basis. Die Zust�ndigkeit kann an die bestehende Arbeitsteilung ankn�pfen.
Im Rahmen der Zust�ndigkeit sind eine Reihe von rechtsstaatlichen Funk-
tionen wie Handeln, Erledigung, Nachvollziehbarkeit geb�ndelt. Eine opti-
male Umsetzung dieser Funktionen ist deshalb unabdingbar. Ein Multi-
kanalzugang in schriftlicher, m�ndlicher, telefonischer und elektronischer
Form muss gestaltet werden, um Abfragen t�tigen zu kçnnen. Diese Abfra-
gen sollten aber nicht so teuer sein, dass niemand den Abfrageservice ver-
wendet (vgl. Punkt 49 Erw�gungsgr�nde zur Dienstleistungsrichtlinie).
Wichtig ist, dass keiner vom Verfahren ausgeschlossen wird und jeder die
freie Wahl zwischen den bereitgestellten Mçglichkeiten hat. Service-Center
m�ssen aufgebaut werden, die die Abfrage der gew�nschten Informationen
bzw. Daten �bernehmen.

Ein Modell des einheitlichen Ansprechpartners kçnnte folgendermaßen
strukturiert sein: getrennte Implementierung der Rollen „Informations-
bereitstellung“, „Zugangserçffnung“ und „Verfahrensmanager“ (Lotse, Hel-
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fer, Mittler). Ferner sollte zwischen der zentralen Ansprechstelle, welche
ein Portal sein kann, und dem Ansprechpartner f�r das Verfahrensmanage-
ment unterschieden werden. Da Ansprechpartner f�r Bauunternehmen
andere Voraussetzungen wie Ansprechpartner f�r Wellness-Center-Besitzer
erf�llen m�ssen, kçnnten beispielsweise die jeweiligen Ansprechpartner
f�r das Verfahrensmanagement nach Branchen zugeteilt werden. Eine wei-
tere Mçglichkeit w�re die Schaffung von Ansprechpartnern nach Grçßen-
klasse des Dienstleisters.

4. Das „Internal Market Information System“ (IMI)

Das „Internal Market Information System“ (IMI) ermçglicht die Kooperation
bzw. den Informationsaustausch zwischen in- und ausl�ndischen Behçr-
den. Es ist ein Basissystem f�r Behçrdenkommunikation und Verwaltungs-
zusammenarbeit der Mitgliedstaaten. �ber das IMI kçnnen zust�ndige
Behçrden und einheitliche Ansprechpartner in den Mitgliedsl�ndern ge-
funden werden. �ber IMI soll um Amtshilfe ersucht werden kçnnen, auf
Basis vorformulierter Fragen sowie der Austausch von Dokumenten und
die Frist�berwachung bez�glich Anfragen erfolgen. IMI soll alle europ�i-
schen Sprachen unterst�tzen. Weitere Ziele sind die Vereinfachung und
die Beschleunigung der Anerkennung von Genehmigungen bzw. Urkunden
zum Beispiel durch Vermeidung von doppelter Pr�fung. Um zu kl�ren, wel-
che Urkunden gleichwertig sind, m�ssen Regelwerke entstehen, was bis
hin zur europaweiten Standardisierung geht.

5. Umsetzung eines „Good Big Brothers“

Der verst�rkte Einsatz der Informationstechnik wurde bisher immer mit
Vorstellungen eines Big Brother von George Orwell und entsprechenden
�ngsten verbunden. Nach meiner Vorstellung sollte die Verwaltung der
Zukunft einem „Good Big Brother“ gleich kommen. Dieser „Good Big
Brother“ soll f�r die Verbesserung des Zusammenlebens der B�rgerInnen
mit dem Staat sorgen. Durch weitere Deregulierung, d. h. durch den Abbau
von Erschwernissen auf allen Ebenen bzw. durch weniger Vorschriften f�r
die Wirtschaft und die B�rgerInnen, sollte die Verwaltung mehr als unter-
st�tzend denn als belastend und das Wirtschaftsleben erschwerend emp-
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findbar gemacht werden. Neben optimierten Verwaltungsleistungen sollte
auch eine verbesserte Rechtsetzung durch den „Good Big Brother“ ermçg-
licht werden. Wichtig ist es, dass mit Hilfe dieses „Good Big Brother“ alle
dienstleistungsbezogenen Verfahren und Formalit�ten behçrden�bergrei-
fend abgewickelt werden kçnnen. Hierf�r muss die vollelektronische
Abwicklung aller Verfahren sichergestellt werden. Einfluss auf die freie
Wirtschaft sollte der „Good Big Brother“ nur in geringem Maße haben, da
sie sich mçglichst selbst regulieren sollte. Der „Good Big Brother“ soll zur
einzigen Anlaufstelle im Sinne eines „One-Stop-Government“ werden.
One-Stop-Government ermçglicht die Verk�rzung der Kommunikations-
abl�ufe und eine schnellere Abwicklung der einzelnen Ablaufschritte und
tr�gt somit zu einer Optimierung verwaltungstechnischer Aufgaben bei.
Zur Umsetzung des „Good Big Brother“ m�ssen EU-weite einheitliche
Standards generiert und verwendet werden, auch muss ein funktionsf�hi-
ges elektronisches Identit�tsmanagement implementiert werden, wie es in
�sterreich beispielsweise mit der B�rgerkarte verwirklicht werden kçnnte.
Des Weiteren spielt die Bereitstellung zentraler Register, in welchen alle
relevanten Daten gespeichert und welche mit einer interoperablen Schnitt-
stelle ausgestattet werden, eine bedeutende Rolle. Meilensteine sind mit
dem Zentralen Melderegister, dem Firmenbuch und dem Zentralen Gewer-
beregister bereits erreicht worden.

Denkbar ist auch ein proaktiver Staat, welcher von sich aus ohne Auffor-
derung Leistungen erbringt. Dieser proaktive Staat kçnnte den B�rgerInnen
vorausgef�llte Arbeitnehmerveranlagungen zusenden, welche mittels der
B�rgerkarte best�tigt werden kçnnten. Zudem kçnnten personalisierte
Gesundheitsleistungen oder Steuerservices, welche genau das leisten, was
B�rgerInnen mçchten, angeboten werden. Keinesfalls darf die elektro-
nische Abwicklung zwingend sein. Es m�ssen immer Mçglichkeiten bereit-
stehen, damit alle B�rgerInnen ihren F�higkeiten entsprechend agieren
kçnnen.

6. Herausforderungen und Chancen

Wesentliche Herausforderungen stellt die Umsetzung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie auch an das E-Government. Nçtig sind durchg�ngige
Gesch�ftsprozesse �ber Behçrdengrenzen hinweg. Es ist sicherzustellen,
dass dies von den Umsetzungsverantwortlichen erkannt und ber�cksichtigt
wird. Außerdem m�ssen die Barrieren, die durch den Fçderalismus, die
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Autonomie, die unterschiedlichen Gesetze und Regelungen, die Heteroge-
nit�t der Verwaltungsprozesse sowie die Heterogenit�t der Informationssys-
teme bez�glich Daten und Anwendungen hervorgerufen werden, bezwun-
gen werden. Weitere Herausforderungen sind die Integration von
bestehenden Informationssystemen und neuen Services, die Wahrung des
Datenschutzes, die „Reifung“ der Schl�sseltechnologien sowie die EU-
weite Authentifizierung. Die EU-Dienstleistungsrichtlinie muss so umge-
setzt werden, dass bei Wahrung der Gesetze trotzdem alle Services angebo-
ten werden kçnnen.

Chancen der EU-Dienstleistungsrichtlinie sind die Fçrderung des Wett-
bewerbs und die Verbesserung des Wirtschaftsstandortes. Vorteile ver-
spricht auch die Mçglichkeit, Verfahren zu vereinfachen sowie Verwal-
tungskontakte zu reduzieren und zu vereinfachen. Weitere Erfolge werden
durch die Implementierung von One-Stop-Government, die enge Koope-
ration der Behçrden national und international sowie die Umsetzung der
E-Government-Konzeption im gesamten çffentlichen Bereich erwartet. Die
Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie ist daher eine Bew�hrungs-
probe f�r die çsterreichische Verwaltung.

Abschließend sei erw�hnt, dass die Umsetzung der EU-Dienstleistungs-
richtlinie von allen Verwaltungen in �sterreich eine enge Zusammenarbeit
�ber alle Zust�ndigkeitsgrenzen hinweg erfordert! Die Schaffung von ein-
heitlichen Ansprechpartnern ver�ndert die Zust�ndigkeitsverteilung nicht,
bedarf aber einer Vernetzung aller beteiligten Stellen. Ohne leistungsf�hige,
standardisierte IKT ist die Realisierung der EU-Dienstleistungsrichtlinie
nicht mçglich.
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